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Felix Erbacher

Die Müller Group hat in ihrer
123-jährigen Geschichte schon
einige schwierige Phasen durch-
laufen. Die bedrohlichste war
während des Zweiten Weltkrie-
ges, als die Grenzen geschlossen
wurden und die Rohstoffversor-
gung riesige Probleme bereitete.
Die Corona-Krise macht dem
einzigen Schweizer Hersteller
von Stahlfässern aktuell eben-
falls zu schaffen. Doch auch die-
se Hürde werden die München-
steiner überspringen.

Die bisherigenAuswirkungen
der Rezession sind spürbar, je-
doch zu verkraften. Das ist nicht
zuletzt der Strategie der breiten
Abstützung auf viele Kunden ge-
schuldet. «Der Einfluss der ver-
schiedenen Branchen könnte
unterschiedlicher nicht sein»,
sagt Geschäftsführer (CEO) Ro-
land Tanner.

Unterschiedliche Reaktionen
Die BereicheAutomobil, Bau und
Standardchemikalien hätten
zum Teil deutlich gelitten. Das
Auftragsvolumen hat sich von
März bis August kontinuierlich
verringert. Anderseits profitier-
te das Unternehmenvon zusätz-
lichenAufträgenvon der Lebens-

mittelindustrie, derPharma- und
Spezialitätenchemie. Unter dem
Strich resultiert einMengenrück-
gang um fünf bis zehn Prozent.

Offenbar haben die Kunden
unterschiedlich auf die Situation
reagiert. Die einen hätten nor-
malweiterproduziert und die La-
ger gefüllt, andere die Produk-
tion gedrosselt und Kurzarbeit
eingeführt. Die kurz- und mit-
telfristige Planung habe sich da-
her entsprechend schwierig ge-
staltet. «Zum Glück haben wir
einen breiten Kundenstammmit
25 Gross- und 100mittelgrossen
Kunden, gut verteilt in den ver-
schiedenen Branchen», sagt Ro-
land Tanner.

Sowohl in Münchenstein
(150 Mitarbeitende) als auch im
Werk Reiden (60Mitarbeitende)
hat dieMüllerAGVerpackungen
bisher auf Kurzarbeit verzichten
können. Die Firma profitiert
noch von einer «sehr gutenAuf-
tragslage» vom Jahresanfang.

«Zuerst bauenwir Überstun-
den ab.Wenn notwendig, redu-
zieren wir die Zahl einzelner
temporär Mitarbeitenden, die
wir aus der guten Zeit vor Coro-
na zugezogen haben», sagt Ro-
land Tanner. Der Ertrag hat ge-
litten, aber nicht dramatisch.
«Wir sind in den schwarzen

Zahlen, sind aberwachsam.Und
wir sind vorbereitet. Massnah-
men, die wir im letzten Jahr ge-
troffen haben, wirken immer
noch positiv nach», meint der
Geschäftsführer.

Die entscheidende Phase sei
nun das dritte Quartal. Erst dann
zeige sich, ob das veränderte
Konsumverhalten, zum Beispiel
die gedrosselte Nachfrage nach
Autos, nachhaltig sei oder wie-
der anziehe.

Gutes Krisenmanagement
Kurz- und mittelfristige Ände-
rungen derUnternehmenspoli-
tik drängen sich zurzeit nicht
auf. Der Grundbedarf der Kun-
den ändert sich träge.

Die Kunden benötigen Jahre
für die Entwicklung von Grund-
stoffen und die Zulassung in
der geeigneten Gefahrengutver-
packung.Nach den Investitionen
in denNeubau an derTramstras-
se 20 in Münchenstein, der mit
knapp 20 Millionen Franken zu
Buche schlug,wurde das Budget
für die operativen Investitionen
für 2020 halbiert. Aber nur für
dieses Jahr.

RolandTannermeint, dass die
Bundesräte «ein sehr gutes Kri-
senmanagement an denTag ge-
legt und die Schweiz optimal

durch die schwierige Phase
geführt haben». Der gutschwei-
zerische Mittelweg mit der Fä-
higkeit, Kompromisse gegen-
über verschiedenenAnspruchs-
gruppen einzugehen, habe
sich bewährt. Mit Blick auf die
Nationalbank sind für dieMüller
AGVerpackungen – bei einer Ex-
portquote von 40 Prozent –
stabile Euro- und Dollarkurse
wichtig. Was fehlt, sind die
Fachmessen, die persönlichen
Kontakte zu den Kunden und
Lieferanten. Die wünscht sich
Roland Tanner baldmöglichst
zurück.

Alles in allem blickt er opti-
mistisch in die Zukunft. Der
Bund hat die beiden Werke in
Münchenstein und Reiden für
die Landesversorgung als sys-
temrelevant eingestuft.

Das heisst, dass Müller AG
Verpackungen als einzige Her-
stellerin von Fässern in der
Schweiz die Grundversorgung
an Industrieverpackungen für
Rohstoffe sicherstellen muss.
Müsste der Bund aufgrund von
Ereignissen wie die Corona-
Krise einschneidendeMassnah-
men verhängen, wäre die Mül-
lerAGVerpackungen vomBund
geschützt und könnte weiter-
produzieren.

Müller Verpackungen profitiert
von Aufträgen von Anfang 2020
Unternehmer-Gespräche Die breite Abstützung auf viele Branchen und
Kunden zahlt sich aus und hilft in der Krise.

Roland Tanner blickt trotz reduzierter Erträge optimistisch in die Zukunft.

Das grosse Wandbild des Basler
Künstlers und «Grasmalers»
Bruno Gasser, das sich ab 2001
im Besitz der Migros-Bank
befand und 16 Jahre lang an der
Seitenfassade der St.-Jakobs-
Apotheke in derAeschenvorstadt
hing, wurde am Mittwoch nach
drei Jahren Lagerung amDoren-
bachkreisel installiert.

2017 wurde das Haus, in dem
sich die Apotheke befindet, um-
gebaut und renoviert, die Seiten-
fassade sollte Fenster erhalten.
Das Bildmussteweichen und la-
gerte seither bei der Firma Set-
telen. Da die Migros-Bank keine
genügend grosse Fläche mehr
zur Verfügung hatte, war man
bereit, das Gemälde an einen
neuen Standort abzugeben. In
der Folge machte sich Regula
Gasser, die Ehefrau des 2010
früh verstorbenen Künstlers, auf
die Suche nach einemmöglichen
Ersatzstandort, um das Kunst-
werk vor der Einstampfung zu
bewahren.

Idee auf Eis gelegt
Die Idee, das Bild an der Wand
des Theaters Basel am Kloster-
berg zu montieren, legte die
Stadtbildkommission mit Be-
dauern auf Eis –mit der Begrün-
dung, dass das Verfahren für die

Installation eines öffentlichen
Kunstwerks auf Boden des Kan-
tons in etwa ein Jahr Zeit in An-
spruch nehme. So lange konnte
die Angelegenheit jedoch nicht
mehrwarten.

Schliesslich wurde Regula
Gasser aber beim Dorenbach-
kreisel an der Grenze zu Binnin-
gen fündig.Die Besitzer desHau-
ses an der nordöstlichen Platz-
eckewaren davon begeistert,mit
dem zusätzlichen Grün des Gas-
ser-typischen Grasbilds die fens-
terarme Fassade aufhübschen zu
können. AmMittwoch nunwur-
de das Ölgemälde, das aus fünf
einzelnen Platten besteht,vorOrt
gebracht und montiert.

Stephan Hänggi

Graswanderung
Fassadenkunst Das Grasbild von Bruno
Gasser, das jahrelang am Aeschenplatz
hing, ziert neu den Dorenbachkreisel.

Eine von Bruno Gasser verschönerte Fassade. Foto: Nicole Pont

Ein Jahresumsatz von
über 60 Millionen Franken

Das Familienunternehmen
befindet sich in der fünften Gene
ration. Walter Müller präsidiert
den Verwaltungsrat. Zur
Müller Group gehören neben der
Müller AG Verpackungen
auch die in Münchenstein
ansässigen Müller AG Intralogis
tics und Müller AG Cleaning
Solutions, die Müller AG Plastics,
Muttenz, und die Müller GmbH im
deutschen Rheinfelden.
410 Mitarbeitende in der Gruppe
erwirtschaften einen Jahresum
satz von 120 Millionen Franken,
wovon etwas mehr als die Hälfte
auf die Müller AG Verpackungen
entfällt. (red)

Grasmotive

Der Künstler Bruno Gasser
(1947–2010) ist besonders in der
Region Basel, aber auch darüber
hinaus für seine Auseinander
setzung mit Gras bekannt. Seine
Ölgemälde, die Grasmotive in
zahlreichen Variationen zeigen,
oder die GrashalmPlastiken aus
Metall finden sich in etlichen
Privathäusern und im öffentlichen
Raum. (sh)

Lehrplan-Streit Eine Fachgruppe
von Englischlehrern hatte in Er-
gänzung zum kompetenzorien-
tierten Baselbieter Lehrplan 21
einen schlankenTeilAerarbeitet:
Stoffinhalte und Themen sind
dort knapp und präzis aufge-
führt, so wie es das Baselbieter
Stimmvolk in der Abstimmung
2018 mit 84,2 Prozent Ja-Stim-
men beschlossen hatte. Aber
beimAmt fürVolksschulen (AVS)
liefen die Englischlehrer auf.

Konkret wirft nun die partei-
lose Landrätin ReginaWerthmül-
ler dem AVS vor: «Die federfüh-
rende Mitarbeiterin des Amt für
Volksschulen (AVS) arbeitete
jedoch ein Evaluationskonzept
aus, welches keine strukturellen
Änderungen zulässt. EineAnpas-

sung an den Lehrplan Englisch
wird von der AVS-Mitarbeiterin
nicht akzeptiert.»

Thema für den Landrat
Das offenbar eigenmächtigeAmt
– in Bezug auf dieAusgestaltung
des Lehrplans – will Werthmül-
ler nunmit einerMotion im Par-
lament disziplinieren. Das Bil-
dungsgesetz soll ergänztwerden
mit der Formulierung: «Lehr-
planteil A enthält ausschliesslich
klare, stichwortartig formulier-
te Stoffinhalte undThemen.» Die
vor den Sommerferien angekün-
digte Motionwird jetzt am Don-
nerstag an der Landratssitzung
eingereicht.

Daniel Wahl

Landrätin will Amt für
Volksschulen disziplinieren

Die Baselbieter Regierung will
die Schulleitungen der Sekun-
darstufe I und II stärken und ihre
Teilautonomie erhöhen: Künftig
sollen sie für sämtliche operati-
ve Entscheide verantwortlich
sein. Die Baselbieter Regierung
schickt die Einführung eines
zeitgemässen Führungsmodells
sowie eine entsprechendeÄnde-
rung des Bildungsgesetzes in die
Vernehmlassung.

Mit den neuen Führungs-
strukturen für die Sekundarstu-
fen I und II will die Regierung
das Dreiecksverhältnis der ver-
schiedenen Führungsebenen
(Schulleitung, Schulrat und Bil-
dungsdirektion) entflechten. So
sollen die Schulräte, die heute

beispielsweise für dieAnstellung
der Schulleitungen und Lehr-
personen zuständig sind, ab
voraussichtlich 2023 weniger
Kompetenzen erhalten. So soll
der Schulrat künftigmassgebend
für die Ausarbeitung des Schul-
programms zuständig sein.Auch
wird er nicht mehr Beschwerde-
instanz bei Entscheiden der
Schulleitung sein.DieseAufgabe
soll künftig der Regierung zu-
kommen.

Begründetwerden die geplan-
ten Änderungen damit, dass die
heute unklar definierten strate-
gischen und operativen Zustän-
digkeiten die Schulräte alsMiliz-
gremium immerwieder fachlich
und zeitlich an ihre Grenzen

bringenwürden. Die Folge seien
teilweise inkonsistente Entschei-
de mit mitunter erheblichen fi-
nanziellen Konsequenzen für die
Schulträger gewesen – insbeson-
dere bei komplexen Personal-
fragen oder Schulausschlüssen.

Die Gemeinden entscheiden
DemKanton sind heutemangels
Weisungsbefugnis gegenüber
Schulleitungen und Schulräten
die Hände gebunden,wie aus der
Mitteilung hervorgeht. Die neu-
en Führungsstrukturen sollen es
dem Kanton künftig ermögli-
chen, seine Schulleitungen direkt
anzustellen und die Entwicklung
seiner Schulen qualitätsorien-
tiert zu stärken.

Für die kommunalen Schulen
stehen den Gemeinden künftig
drei Modelle zur Auswahl.
Grundsätzlich werden die stra-
tegischenAufgaben der Schulen
sowie die Führung der Schullei-
tung neu dem Gemeinderat zu-
gewiesen.

Die Gemeinde kann diese
Kompetenz jedoch einem Schul-
rat übertragen oder dem Ge-
meinderat eine beratende Schul-
kommission zur Seite stellen,wie
es in derMitteilungweiter heisst.
Somit sollen die Gemeinden
künftig selber an der Urne ent-
scheiden können, wie sie die
Führungsstrukturen für ihre
Schulen auf die lokalen Bedürf-
nisse abstimmenmöchten. (sda)

Schulräte sollen teilweise entmachtet werden
Reform im Baselbiet Die Regierung will die Schulleitungen der Sekundarstufe stärken.
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Jan Amsler

Die Geschichte aus einem Itinger
Aussenquartier hat in der Leser-
schaft, aber auch in der Politik
hohe Wellen geschlagen: Ver-
wandte derBaselbieter FDP-Prä-
sidentin und Landrätin Saskia
Schenker dürfen keine Solaran-
lage bauen,weil ihrHaus in einer
Zone liegt, die gemäss einer
überholten Einschätzung des
Bundes als schützenswert gilt.
Die kantonale Denkmalpflege
und das Bauinspektorat sehen
da keinen Spielraum.Auf der an-
deren Strassenseite gelten die
Schutzbestimmungen aber be-
reits nicht mehr, und Solaranla-
gen sind – sogar ohne Bewilli-
gung – erlaubt.

Da nicht nur ihreVerwandten,
sondern auch andere Hausbesit-
zer von der restriktiven Bewilli-
gungspraxis imBaselbiet betrof-
fen sind,will Saskia Schenkerdas
Thema auf die Traktandenliste
des Landrats bringen.Gegen sie-
ben Prozent aller Gebäude im
Kanton stehen unter besonde-
rem Schutz. Schenker und ihre
Fraktion planen, an der Parla-
mentssitzung von heute Don-
nerstag mehrere Vorstösse dazu
einzureichen (siehe Kasten).

Mehrere Alternativen
Derweil macht man in Itingen
Witze über die Entscheidungs-
träger bei den Bewilligungsbe-
hörden. Nachbarn von Schen-
kersVerwandten bieten an, eine
Solaranlage zu bauen und das
Haus in der Schutzzone mit
einer Stromleitung, die dann
über die Strasse hängt, zu ver-
netzen.Ob das derDenkmalpfle-
ge genehm sei?

Tatsächlich weist das Bauin-
spektorat in Bezug auf den Itin-
ger Zwist darauf hin, dass es
neben eigenen Solaranlagen
auch Alternativen gebe, um sich
an der Stromproduktion aus er-
neuerbarerEnergie zu beteiligen.
Als Beispiele werden genossen-
schaftliche Projekte oder «der

Betrieb einerAnlage an geeigne-
ter Stelle zusammen mit ande-
ren Interessenten» genannt.

Beides istmöglich: InMuttenz
etwa hat sich 2013 eine Genos-
senschaft organisiert, die den
Hausbesitzern im geschützten
Dorfkern den Zugang zur Pro-
duktion von Sonnenstrom er-
möglichenwill. Statt auf den ein-
zelnen Häusern im Zentrum lie-
gen die Solarpanels nun quasi
gebündelt als eine einzige gros-
seAnlage auf demDach des Hal-
lenbads. Und im Rahmen eines
«Zusammenschlusses zum Ei-
genverbrauch» (ZEV) lassen sich
benachbarte Häuser, ja sogar
ganzeQuartieremit einem inter-
nen Stromnetz zusammen-
schliessen; so kann man die So-

laranlage des Nachbarhauses
mitnutzen. EineweitereMöglich-
keit, Baselbietern den Zugang zu
Sonnenstromzuverschaffen,prü-
fen die beiden Energieversorger
Primeo Energie und EBL, wie sie
auf Anfrage bekannt geben.

Es besteht grosses Interesse
Das Konzept basiert auf einer Art
Bürgerbeteiligung und ist in den
vergangenen Jahren im ganzen
Land aufgekommen; doch imBa-
selbiet ist es noch neu. Private
oder Gewerbetreibende können
einzelne Module einer grösseren
Anlage kaufen, die vom Energie-
dienstleister auf einem geeigne-
ten Gebäude erstellt und verwal-
tetwird. ImGegenzug erhalten die
Investoren auf ihrer Stromrech-

nung über Jahrzehnte eine Gut-
schrift für die Strommenge, die
ihre Module produzieren.

Man muss weder Genossen-
schafter sein, noch hat man sich
um Bau oder Unterhalt zu küm-
mern. Solche Gemeinschaftsanla-
gen gibt es etwa in Rheinfelden
(betrieben von der AEW Energie
AG) und in Starrkirch-Wil bei
Olten (Primeo Energie). In Rhein-
felden war das Interesse der Be-
völkerung an einer ersten Anlage
so gross, dass im Sommer eine
zweite ans Netz ging.

Primeo Energie hat das Ange-
bot in Starrkirch-Wil ebenfalls
ausgebaut und das Konzept in
zwanzig Gemeinden imBaselbiet
und im Kanton Solothurn vorge-
stellt.Man sei zuversichtlich, dass

man im kommenden Jahr «eini-
ge» solche Projekte umsetzen
könne, teilt die Medienstelle mit.
Auch die EBL scheint den An-
schluss nicht verpassen zu wol-
len: «In der Tat arbeitet unsere
Produkteentwicklung auch an
einem ähnlichen Produkt wie je-
nem in Rheinfelden», schreibt
CEO Tobias Andrist. Wann und
wo eine EBL-Gemeinschafts-
anlage zu stehen kommen soll,
verrät er aber noch nicht.

Modul für 649 Franken
Ein Beispiel zur Illustration: Beim
Projekt Jurablick in Starrkirch-
Wil können Einwohner der um-
liegenden Gemeinden ein Solar-
modul für 649 Franken kaufen.
Im Gegenzug werden während

25 Jahren auf der Stromrechnung
jährlich 160 Kilowattstunden gut-
geschrieben.

ImGegensatz zu einer eigenen
Anlage besteht keine direkte Lei-
tung ins Haus, der produzierte
Strom fliesst ins öffentlicheNetz.
Undwas zu Hause aus der Steck-
dose kommt, ist nicht zwingend
Sonnenstrom.Doch durch die Be-
teiligung an der Gemeinschafts-
anlage trägt man dazu bei, dass
sich derAnteil an Solarenergie im
gesamten Strommix erhöht. Die
Motivation des Energieversorgers
basiert darauf, dass er dieVerwal-
tung derAnlage übernimmt. Und
nicht zuletzt macht er mit dem
Angebot auch Imagewerbung, in-
dem er sich als Förderer erneuer-
barer Energien präsentiert.

Baselbieter FDPwill Denkmalpflege
in die Schrankenweisen
Politikum Sonnenstrom Die restriktive Bewilligungspraxis für Solaranlagen in Schutzzonen hat politische Folgen.
Derweil versuchen sich die Energieanbieter Primeo Energie und EBL an einer neuen Lösung. Stichwort: Bürgerbeteiligung.

Nicht jeder Hausbesitzer hat die Möglichkeit, auf seinem Dach eine Solaranlage zu installieren. Foto: Paco Carrascosa

Das politische Riehen soll sich
jetzt positionieren gegen die
Volksinitiative «Familien entlas-
ten: Für ein kinderfreundliches
Riehen», obwohl «gegen» zu un-
präzis ist. CVP-Politiker Patrick
Huberwill lediglich eineAnpas-
sung,von der amEnde sogar alle
Familien im Kanton Basel-Stadt
profitieren sollen.

«Natürlich bin auch ich für
eine Steuererleichterung für den
Mittelstand», sagt Huber. «Doch
wenn diese kommt, so soll sie
für den Staat so schlank wie
möglich sein.»

In diesem Fall heisst das:
ohne zusätzliche Stellen. Denn
gemäss Gemeinderatmüsste die
Gemeinde Riehen für die Um-
setzung dieser von der Linken
angepeilten Entlastung zwei
zusätzliche Gemeindearbeiter
einstellen, weil die Erfassung
der Daten entsprechend auf-

wendig ist und weiteres Perso-
nal dazu nötigwäre,was Hubers
Motion zu verhindern versucht.
«Wir Bürgerlichen in Riehen
sind gegen weiteres Stellen-
wachstum beim Staat», sagt er.

Via Gemeindeinitiative
Damit der Steuerabzug jedoch
ohneweitere Staatsstellen kom-
men kann,braucht es gesetzliche
Anpassungen auf Kantonsebe-
ne, denn die Steuerangelegen-
heiten sind in der Kantons-
verfassung respektive im Kan-
tonsgesetz verankert.

Hubers Idee: Die kantonale
Steuerverwaltung soll den hö-
heren Kinderabzug vornehmen,
natürlich ohne zusätzliches Per-
sonal. «Dank dem Instrument
der Gemeindeinitiative reicht es
imKantonBasel-Stadt aus,wenn
eine Gemeinde eine entspre-
chende Änderung verlangt»,

erklärt der CVP-Politiker. Wäre
das der Fall, könnte der Grosse
Rat dieses Begehren direkt gut-
heissen oder aber via Volksini-

tiative die Stimmberechtigten im
Kanton befragen. Gestern hat
Huber die Motion eingereicht.
Bis es aber so weit ist, muss der

Vorstoss zuerst die politischen
Wege und Hürden in Riehen
nehmen.Wird eineMehrheit des
Einwohnerrates das Anliegen
überweisen, ist derGemeinderat
amZug. Sobald dieser seine Stel-
lungnahme verabschiedet hat,
könnte der Einwohnerrat die
Gemeindeinitiative als verbind-
lich erklären – erst dann ist
das Thema auch kantonal von
Relevanz.

«Wenn es rasch geht, könn-
ten die Riehener Gremien bis
im Frühling die Gemeindeinitia-
tive beschliessen», sagt Patrick
Huber. Natürlich verfolgt er mit
der Motion einen Hintergedan-
ken: «Mit dem Vorstoss könnte
der Gemeinderat dem Stimm-
volk auch einen Gegenvorschlag
zur bürokratischen SP-Initiative
präsentieren.»

Mischa Hauswirth

300 Franken Kinderabzug für alle Mittelstandsfamilien
Steuerentlastung Der Riehener CVP-Politiker Patrick Huber will SP-Initiative unterstützen – aber nur zu Konditionen der Bürgerlichen.

Familien sollen künftig in Riehen eine höhere Steuerentlastung
geltend machen können. Foto: Keystone

Was will die SP-Initiative?

Die SP Riehen hat das Volks
begehren «Familien entlasten: Für
ein kinderfreundliches Riehen»
erfolgreich lanciert. Die Initiative
enthält die Forderung, dass die
Gemeinde Riehen den in Riehen
wohnhaften Familien einen Kinder
bonus von 300 Franken pro Kind
und Jahr entrichten soll. «Der
Bonus wird für alle Kinder und in
Ausbildung stehende Jugendliche
ausgerichtet, für die gemäss
kantonalem Steuergesetz ein
Kinderabzug geltend gemacht
werden kann», heisst es. Familien
mit einem steuerbaren Einkommen
von über 150’000 Franken sollen
diesen Kinderbonus nicht erhalten.
Das Begehren sieht vor, den
Betrag automatisch vom Steuer
betrag abzuziehen, gemeint ist von
der Gemeindesteuer. (hws)

FDP gegen «Behördenwillkür»

Die FDPFraktion des Baselbieter
Landrats spricht von «Behördenwill
kür»: Die kantonale Denkmalpflege
lehne Solaranlagen in Schutz
gebieten «des Öfteren» kategorisch
ab, statt zu prüfen, unter welchen
Umständen sie möglich wären. Mit
einer Motion, die heute eingereicht
werden soll, verlangt die Fraktion
von der Kantonsregierung, die
Kompetenzen der Denkmalpflege
«klar zu definieren». Ihr Einfluss auf
Baubewilligungen für Solaranlagen
soll eingeschränkt werden.

Mit einem weiteren Vorstoss will
FDPPräsidentin Saskia Schenker
die Bewilligungspraxis für Solar
anlagen in Kernzonen liberalisieren.
Die Gesetzgebung soll dahin
gehend geändert werden, dass
solche Anlagen ausdrücklich auch
in Ortskernen zulässig sind und
Einschränkungen und Verbote nur
bei besonders gewichtigen Grün
den greifen. Ausserdemwill Schen
ker mit einer Interpellation mehr
über den heutigen Einfluss der
Denkmalpflege und die Haltung der
Regierung gegenüber dieser
Fachstelle erfahren. (jam)
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